LANDKREIS CLOPPENBURG

Der Landrat
Amt fur Zentrale Aufgaben und Finanzen

Vorlagen-Nr.: V-KA/19/541

Cloppenburg, den 17.06.2019

Beratungsfolge Termin Beratung
Kreisausschuss 20.06.2019 nicht éffentlich
Kreistag 27.06.2019 Offentlich

Behandlung: o6ffentlich

Tagesordnungspunkt
Kreishauserweiterung

Sachverhalt:

In der Sitzung des Kreisausschusses am 07.06.2016 — Vorlage V-KA/16/312 —ist seitens der
Verwaltung darGber informiert worden, dass die réumliche Situation im Kreishaus trotz des 2014
fertig gestellten Erweiterungsbaus bereits wieder sehr angespannt ist und absehbar eine
nochmalige Erweiterung — alternativ Anmietung von R&umlichkeiten - erforderlich werden wird.
Einigkeit bestand im Gremium darUGber, dass — falls eine Erweiterung unumgdnglich werden wird
— die Variante ,,Erweiterungsbau’ gegenuber ,,Anmietung" zu bevorzugen ist. Die im Rahmen
der Diskussion entstandenen Fragestellungen sind von der Verwaltung aufgegriffen und fur die
Sitzung des Kreisausschusses am 14.12.2017 aufbereitet worden.

Kreisausschuss und Kreistag haben sich sodann in ihren Sitzungen am 14.12.2017 bzw. 19.12.2017
— Vorlage V-KA/17/402 - erneut mit dem Thema befasst und einer Erweiterung des Kreishauses
durch Neubau/Anbau grundsétzlich zugestimmt. Die Verwaltung ist beauftragt worden, eine
Raumplanung zu erstellen und einen Architektenwettbewerb zur Erweiterung des Kreishauses
vorzubereiten.

FUr die weitere Vorgehensweise ist seitens der Verwaltungsleitung entschieden worden, vor
konkreten Planungen zun&chst eine sogenannte Phase Null — dhnlich wie bei Schulbauvorhaben
—vorzuschalten, um neben dem konkreten Raumbedarf auBerdem zu ermitteln, welche
Anforderungen an eine Verwaltung der Zukunft zu stellen sind und ggf. Potential aus dem
vorhandenen Bestandsgebdude und der ersten Erweiterung zu generieren. Als weitere Aspekte
sind in diese Vorplanungsphase sowohl die Bedurfnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als
auch die der BUrgerinnen und Burger einbezogen worden.

Die Phase Null wurde begleitet vom Planungsburo Angelis & Partner aus Oldenburg. Im Rahmen
von Informationsveranstaltungen und Workshops mit Vertreterinnen und Vertretern aus der
Mitarbeiterschaft sowie aus den Interessenvertretungen wurde der Bedarf sowohl fUr ein
Erweiterungsgebdude als auch fur eine Optimierung des Bestandsgebdudes einschlieBlich
vorhandenen Anbau analysiert. Hieraus wurden Standards entwickelf, die wiederum die
Grundlage fUr die Ermittlung des konkreten Raumbedarfs darstellten.

BerUcksichtigung gefunden hat dabei die Einrichtung von BUrgerservice-Einheiten, d.h. die
Schaffung von besonderen Bereichen fUr individuelle und vertrauliche Gespréache mit
BUrgerinnen und Burgern, insbesondere fur publikumsintensive Aufgabenbereiche. Es handelt
sich hierbei um abgegrenzte Bereiche von ca. 10 gm als geschitzter Raum fUr Beratungen und
Gesprdache. Auch sind Teilzeittischmodelle, d.h. bis zu vier oder sechs TeilzeitkrGfte oder stdndige
AuBendienstkrafte teilen sich ein Buro, in die Planung aufgenommen worden. Zielsetzung ist
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hierbei eine effektivere Raumnutzung. DarUber hinaus sind zusatzliche
Besprechungsmaoglichkeiten sowie Warte- und Kombizonen bericksichtigt worden. Auf diese
Weise kann sowohl eine Verschlankung des Raumbedarfs insgesamt als auch eine erhéhte
Zufriedenheit fUr BUrgerinnen und BUrger und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erreicht werden.
Insbesondere fUr das Bestandsgebdude ergeben sich durch die Phase Null deutliche
Optimierungsmoglichkeiten. Das Gebdude verfigt Uber teilweise groBflachige Verkehrsflchen,
deren Nutzung verbessert werden kann. Insbesondere unter Berlcksichtigung der vorgenannten
Standards sowie eine andere Anordnung von RGumen kann eine effektivere Ausnutzung der
Raumlichkeiten mit insgesamt mehr Arbeitspl&tzen erreicht werden, verbunden mit der
Konsequenz, dass die neu zu schaffende BUrofldche geringer ausfaillt.

Unter BerUcksichtigung der vorgenannten Pramissen ist auf der Basis des aktuellen
Personalbestandes unter Einbeziehung bereits bekannter Entwicklungen und verbunden mit
einem Reserveaufschlag (von 10%) sowie Praktikanten- und Ausbildungsplatzen der konkrete
Raumbedarf ermittelt worden. Dieser ist dem Raumprogramm/Raumbedarf vor DurchfGhrung
der Phase Null gegenUbergestellt worden.

Nach einer schematischen Uberarbeitung des Bestandsgebd&udes unter Bercksichtigung der
Planungsgrundlagen der Phase Null wirden zukUnftig 374 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im
Bestandsgebdude einen Arbeitsplatz finden. Dies entspricht auch der bisherigen Anzahl an
Arbeitsplatzen. Hierbei ist jedoch zu berucksichtigen, dass die jetzige Buroarbeitsplatzanzahl
durch erforderliche Besprechungsrume, Archiv-, Azubi- und Reservefldchen auf 317
Arbeitsplatze reduziert werden musste, um einen objektiven Vergleich zu den nun ermittelten 374
Arbeitspldtzen nach der Phase Null zu erhalten. Dies entspricht einer Einsparung von 57
Arbeitsplatzen im Bestandsgebdude durch die Phase Null bei gleichzeitiger Verbesserung der
Arbeitsbedingungen.

DarUber hinaus ware durch die Nutzung des Einbaus der Teilzeittisch-BUros, die bislang nur als
Doppelzimmer angesetzt worden sind, eine Mitarbeiterzahl von maximal 395 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern im Bestandsgebdude moglich (plus von 57+21 = 78 Arbeitsplatze).

Zusatzlich kénnten in einem Dachgeschossausbau weitere 18 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
einen Arbeitsplatz finden. Damit kédnnte die maximale Mitarbeiterzahl im Bestandsgebdude auf
413 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhdht werden (plus von 96 Arbeitspldtzen durch die Phase
Null).

Zudem wurde die Fluchtwegsituation in der Dachgeschossebene verbessert werden —was
ohnehin bei einer regelmdaBigen Nutzung der RGumlichkeiten zwingend erforderlich ist.

AuBerdem wadre hierbei zu berucksichtigen, dass durch Besprechungsréume fir jedes Amt sowie
insgesamt 36 Burger-Service-Einheiten zusatzlich inkl. Wartezonen und Kombizonen die
Arbeitssituation fUr die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter deutlich verbessert und zugleich die
Beratungsmaoglichkeiten fUr Burgerinnen und BUrger erhdht werden wirden.

Im vorhandenen Anbaugebdude von 2014 kénnten zukUnftig 78 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, maximal 84 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einen Arbeitsplatz finden.

Die Flache des bisherigen Turmgebd&udes wird fur eine Neubauplanung zur VerfGgung gestellt.
Bereits in den Sitzungen des Kreisausschusses am 07.06.2016 und am 14.12.2017 bzw. des
Kreistages am 19.12.2017 ist darauf hingewiesen worden, dass das Turmgebdude stark
sanierungsbedurftig ist. Urspringlich war bereits in den ?0er Jahren ein Abriss des Gebdudes
aufgrund einer entsprechenden Vereinbarung vorgesehen, wurde jedoch nicht umgesetzt. Im
Gebdude ist bereits Schimmelbefall festgestellt worden. DarUber hinaus freten regelmaBig
Probleme aufgrund mangelnder Isolierung (Kdlte im Winter, Hitze im Sommer) auf. Das Gebdude
verfigt zudem nicht Gber einen barrierefreien Zugang und die BUrordume haben einen
unguUnstigen, nicht effektiv nutzbaren Zuschnitt. Eine Sanierung wére sehr kostenaufwdandig, so
dass sich hier ein Abriss im Zusammenhang mit einem Erweiterungsbau auch aus wirtschaftlichen
Grunden anbietet.
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In einem Neubau muUssten noch 181 Arbeitsplatze geschaffen werden. Hier kdnnten folgende
Amter vorgesehen werden:

- Amt 40 inkl. Medienzentrum,

- Amt 53,

- Amt 60,

- Amt 61,

- ZVETT jeweils mit den entsprechenden NebenrGumen.

Im Vergleich zum Raumprogramm vor der Phase Null kbnnte durch die Phase Null eine
Reduzierung der in einem Anbau neu zu schaffenden Arbeitspldtze um 30 erreicht werden.
Vergleichswert ist hierbei die urspringlich im Vorfeld geplante Auslagerung von
Organisationseinheiten mit den entsprechenden Mitarbeiterzahlen. Durch die Phase Null und die
damit verbundene Optimierung der Nutzungsmaoglichkeiten im Bestandsgebdude kann hier eine
deutliche Reduzierung erfolgen.

Insgesamt konnten bei dieser Planung im Jahr 2030 maximal (413 Mitarbeiter + 84 Mitarbeiter
+181 Mitarbeiter) 678 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Kreishaus mit seinen Nebengebduden
einen Arbeitsplatz finden.

Die Wirtschaftlichkeit der DurchfUhrung der Phase Null zeichnet sich zudem durch die
Qualitatssteigerung des Bestandsgebdudes und die Preisdifferenz zwischen den
Kostenkennwerten aus (die Umbaukosten innerhalb des Bestandsgebdudes sind jedoch zu
berGcksichtigen und von einer Einsparung abzuziehen).

Zusammenfassung:

Es sind im Folgenden jeweils zwei Berechnungen mit einer unterschiedlichen GréBe fur die
BUrordume (Doppelzimmer) durchgefUhrt worden, einmal auf der Basis der BUrogréBe im bereits
erstelltfen Anbau von 18,5 gm, einmal mit einer GroBe von 19,7 gm, da sich in der Praxis gezeigt
hat, dass die Bemessung sehr knapp ist.

= Raumprogramm ohne BerUcksichtigung der Phase Null, DZ = 18,5 gm, Nufzungsfl&dche (NUF)
= 3.863,30 gm — Bruttogrundfladche (BGF) = 5.980,38 gm

»  Raumprogramm ohne BerUcksichtigung der Phase Null, DZ = 19,7 gm, NUF = 4.001,30 gm -
BGF = 6.194,01 gm

= Raumprogramm unter BerUcksichtigung der Phase Null, DZ = 18,5 gm, NUF = 3.400,20 gm —
BGF = 5.263,51 gm

=  Raumprogramm unter BerUcksichtigung der Phase Null, DZ = 19,7 gm, NUF = 3.543,00 gm -
BGF = 5.484,57 gm

Im direkten Vergleich ergibt sich auf der Grundlage

» DZ:18,5 gm - Einsparung durch Phase Null:
Es mUssten bei der Erweiterungsfléche durch die EinfGhrung der Phase Null 716,87 gm
Bruttogrundfl&che (BGF) weniger gebaut werden.

» DZ:19,7 am - Einsparung durch Phase Null:
Es mUssten bei der Erweiterungsfldche durch die Einflhrung der Phase Null 709,44 gm BGF
weniger gebaut werden.

Die Berechnungen zeigen, dass die BerlGcksichtigung der Ergebnisse aus der Phase Null zu einer
Reduzierung der in einem neuerlichen Anbau zu realisierenden Erweiterungsfléche fGhren
wurde. Gleichzeitig wirde bei einer Umsetzung der Ergebnisse im Bestandsgebdude dieses eine
deutliche Aufwertung erfahren, nicht nur bezogen auf die Zufriedenheit und Motivation der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sondern insbesondere auch mit Blick auf die Ausrichtung der
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Verwaltung als Dienstleister. Die Schaffung von ausreichend Burgerservice-Einheiten erleichtert
vor allem in publikumsintensiven Bereichen die Arbeit, da Beratungsgespréche nicht mehrim
Doppelburo gefUhrt werden muUssen, was sowohl fUr die BUrgerinnen und BuUrger als auch die
weitere Kraft im BUro unbefriedigend ist. Die BUrgerservice-Einheit bietet einen vertraulichen
Raum fUr persdnliche (Beratungs-)Gespréche ohne weitere Zuhdrerinnen und Zuhérer. Eine
solche Umsetzung musste auch aus Burgersicht sehr positiv aufgenommen werden. Auch wirde
sich das Bestandsgebdude zukunftsgerichtet aufstellen und kénnte als positives Vorbild auch fir
andere wahrgenommen werden.

Seitens der Verwaltung wird daher die Umsetzung der Ergebnisse der Phase Null im
Bestandsgebdude sowie ein auf dieser Basis ermittelter Erweiterungsbau ausdricklich unterstitzt.
Sowohl fur die Uberplanung als auch fUr einen Erweiterungsbau sollte ein
Architektenwettbewerb ausgeschrieben werden.

Zu berdcksichtigen ist darUber hinaus, dass die Raumsituation im Bestandsgebdude des
Kreishauses und im Anbau bereits jetzt sehr angespannt ist. Bis zu einer tatsdchlichen Nufzung
eines Erweiterungsgebdudes sowie einer Nutzung der Potentiale aus der Phase Null im
Bestandsgebdude werden noch einige Jahre ins Land gehen. Bis dahin wird es aber nicht
moglich sein, alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im vorhandenen Bestandsgebdude und im
Anbau aus 2014 unterzubringen. Hinzu kommt, dass vermutlich im Zuge einer Erweiterung das
sogenannte Turmgebdude an der EschstraBe einem Abriss zum Opfer fallen wird und auch den
dort tatigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anderweitig Buroraum anzubieten ist. Es wird somit
unumganglich sein, fir eine Ubergangszeit eine Containerldésung zu schaffen, mdglichst am oder
auf dem Geldnde des Kreishauses, um die Wege kurz zu halten. Eine solche MaBnahme ist
bereits erforderlich, um dringend notwendige SanierungsmaBnahmen im Bestand durchfGhren
zU kénnen. Ein konkreter Standort wdre noch zu ermitteln, ebenso wie die erforderliche GréBe.
Tendenziell wird es dabei, da die Kosten bei einer Miete Uber die Zeitdauer eines Jahres hinaus
zu hoch sind, auf den Kauf von Containern hinauslaufen missen. Vorhandene Contfainer aus
anderen Bereichen (z.B. Schulen) stehen nicht zur Verfigung.

DarUber hinaus bestehen grundsatzliche Uberlegungen, mit einem Erweiterungsgebdude die
Festsetzungen des Bebauungsplanes weiter bis groBtmadglich auszuschdpfen und ein Uber den
eigenen Bedarf hinaus gehendes Gebdude zu errichten, welches zundchst Dritten per
Mietvertrag Uberlassen werden kdnnte. Sollte die Kreisverwaltung Uber den geplanten Bedarf
hinaus weiter wachsen, kdnnten vermietete Rumlichkeiten wieder in Eigenbedarf GberfUhrt
werden, ohne dass neuerliche BaumaBnahmen bzw. Anmietungen erforderlich werden wirden.
Ausgehend von den Festsetzungen des Bebauungsplanes und unter BerUcksichtigung des o.a.
Bedarfs fUr eine Kreishauserweiterung wdre theoretisch noch eine zusatzliche BruttogrundfliGche
von ca. 4.500 gm (Nutzfldche ca. 3.000 gm) maglich.

Zu berucksichtigen wdare in diesem Zusammenhang auch, dass sich die Anzahl der zu
schaffenden Einstellpldtze ebenfalls entsprechend erhdhen wirde.

Es sind somit BeschlUsse zu folgenden Punkten erforderlich:

= Entscheidung Uber eine Uberplanung des Bestandsgebdudes aufgrund der Ergebnisse der
Phase Null sowie
Entscheidung Uber die Planung eines Erweiterungsbaus aufgrund der Ergebnisse der Phase
Null.
FUr beide Planungen sollte ein Architektenwettbewerb ausgeschrieben werden.
In diesem Zusammenhang wdre auch festzulegen, auf welcher Grundlage die BUrogréBe
geplant werden sollte. Favorisiert wird verwaltungsseitig eine GréBe von 19,7 gm, da die 18,5
am im Anbau sehr eng sind. Bei 19,7 gm kdnnte Platz in der Breite gewonnen werden, der
mehr Bewegungsfreiheit am Stehsitz-Arbeitsplatz erméglicht und ein schnelles AnstoBen an
den Wd&nden verhindert.
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* Entscheidung Uber eine Ubergangslésung mit Containern
Standort, GréBe und Kosten sind noch zu ermitteln.
Die Beschaffung und Aufstellung sollte zeitnah erfolgen.

= Enfscheidung Uber eine groBtmagliche Ausschdpfung der Festsetzungen des
Bebauungsplanes auf dem Kreishausgrundstuck durch einen bzw. mehrere
Erweiterungsgebdude mit dem Ziel, nicht bendtigte Flidchen zundchst an Dritte zu vermieten.
Bei einer Entscheidung fUr diese Option, sollte dies in den o.g. Architektenwettbewerb
einbezogen werden.

Beschlussvorschlaqg:
Dem Kreistag werden folgende Beschlussfassungen empfohlen:

= Einer Uberplanung des Bestandsgebdudes sowie einem Erweiterungsbau aufgrund der
Ergebnisse der Phase Null werden zugestimmt.
Fur die Planungen wird ein Architektenwettbewerb ausgeschrieben.
Die GroBe der Birordume (Doppelzimmer) soll 19,7 gm betragen.

= Fir die Ubergangszeit wird eine Containerlésung durch Ankauf méglichst auf dem Geldnde
der Kreisverwaltung bzw. in unmittelbarer Nahe geschaffen.
Standort, GroBe und Kosten sind verwaltungsseitig zu ermitteln und die Beschaffung
auszuschreiben.

= Im Rahmen einer ErweiterungsmaBnahme sollen die Festsetzungen im Bebauungsplan
groBtmoglich ausgeschopft und entsprechend zusatzlicher Raum geschaffen werden. Der
nicht bendtigte Raum soll zundchst vermietet. Bei Bedarf erfolgt eine Uberfihrung in
Eigennutzung.



	Zuständig
	Typ
	Ostatus
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage

